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(Nr. 13458.) Geſetz über die Aufhebung des Reglements für den Zauchiſchen Kreis wegen der bei 
Brandſchäden der Untertanen zu leiſtenden Hilfsfuhren vom 3. Januar 1798. Vom 
11. Dezember 1929. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Einziger Paragraph. 
Das Reglement für den Zauchiſchen Kreis wegen der bei Brandſchäden der Untertanen 
zu leiſtenden Hilfsfuhren vom 3. Januar 1798 wird aufgehoben. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 11. Dezember 1929. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Grzeſinski. 


(Nr. 13459.) Geſetz über die Rechtswirkſamkeit der Beſtellung hauptamtlicher Gemeindevorſteher und 
Schöffen. Vom 13. Dezember 1929. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


5 8 1. 

(1) Gemeindevorſteher und Schöffen, welche bis zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes entgegen 
den bisher geltenden geſetzlichen Vorſchriften der Landgemeindeordnungen als beſoldete angeſtellt 
oder gewählt und beſtätigt worden ſind, gelten für die bei ihrer Wahl feſtgeſetzte Wahlzeit als 
cechtsgültig gewählt und beſtätigt. Die von ihnen in Wahrnehmung der Geſchäfte des Gemeinde— 
vorſtehers getätigten Amtshandlungen ſind rechtsgültig. 

(2) Gemeindevorſteher und Schöffen, die bereits ausgeſchieden ſind, gelten, ſofern nicht 
beſondere Gründe vorliegen, die die Gewährung eines Verſorgungsanſpruchs ausſchließen, als mit 
dem Tage ihres Ausſcheidens in den Ruheſtand verſetzt. Ihre Ruhegehalts- und Hinterbliebenen— 
bezüge werden wie folgt geregelt: 

1. Falls über die Regelung ſolcher Bezüge eine Ortsſatzung oder ein Gemeindebeſchluß vor— 
liegt, ſo iſt hiernach zu verfahren; indes ſind auch dann, wenn die bei dieſer Regelung 
vorgeſehene Dienſtzeit noch nicht verſtrichen war, die Mindeſtbezüge zu gewähren. Falls 
eine ſolche Ortsſatzung nicht vorliegt, ſo iſt der geringſte für unmittelbare Staatsbeamte 
geſetzlich zuläſſige Ruhegehaltsſatz zugrunde zu legen. 
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5 2. Die Feſtſetzung der Bezüge erfolgt durch den Kreisausſchuß, gegen deſſen Veſchluß die 
Beſchwerde beim Bezirtsausſchuſſe gegeben ift, 5 1 
3 82. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
b . 5 3 
Die zur Ausführung nötigen Beſtimmungen erläßt der Miniſter des Innern. 
a Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
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Berlin, den 13. Dezember 1929. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Grzeſinski. 


(Nr. 13460.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Zuſtändigleit der rheiniſchen Notare vom 
2. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 5) in der Faſſung des Geſetzes vom 13. Dezember 1926 
(Geſetzſamml. S. 319). Vom 16. Dezember 1929. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel J. 
Artikel III Satz 1 und 2 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der rheiniſchen Notare vom 
2. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 5) in der Faſſung des Geſetzes vom 13. Dezember 1926 
(Geſetzſamml. S. 319) erhalten folgende Faſſung: 

Dieſes Geſetz tritt mit dem Ablaufe des 30. September 1931 außer Kraft. Indeſſen 
bleiben die Notare zur Erledigung der bis dahin bei ihnen anhängig gewordenen Sachen 
über den 1. Oktober 1931 hinaus zuſtändig. 

Artikel II. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Ausgabe des die Verkündung enthaltenden Stückes der 
Geſetzdammlung folgenden Tage in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 16. Dezember 1929. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Schmidt. 


(Nr. 13461.) Verordnung über die Entſchädigung der von den preußiſchen Provinzialverwaltungen 
beſtellten Mitglieder des Reichsrats. Vom 15. Dezember 1929. 


Auf Grund des $ 9 des Geſetzes über die Beſtellung von Mitgliedern des Reichsrats durch 
die Provinzialverwaltungen vom 3. Juni 1921 (Geſetzſamml. S. 379) wird folgendes verordnet: 


1 * 
Die von den Provinzialverwaltungen beſtellten Mitglieder des Reichsrats erhalten, 


a) wenn fie am Tagungsorte wohnen, für jeden Tag, an dem ſie an Vollſitzungen des 
Reichsrats teilnehmen, 
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b) wenn ſie außerhalb des Tagungsortes wohnen, für jeden Tag, an dem ſie an Vollſitzungen 
oder Ausſchußſitzungen des Reichsrats teilnehmen, ſowie für die infolge dieſer Teilnahme 
notwendigen Reiſetage 


aus der Staatskaſſe eine Entſchädigung. Daneben werden die verauslagten Fahrkoſten erſtattet. 


§ 2. 

Die Höhe der Entſchädigung wird gleich dem vollen Tage- und Übernachtungsgelde bemeſſen, 
das die Mitglieder des Reichsrats jeweils aus der Reichskaſſe bei Reiſen erhalten, die auf Beſchluß 
des Reichsrats oder ſeiner Ausſchüſſe nach beſonders teuren Orten ausgeführt werden; jedoch 
ſind die den Oberpräſidenten nach den Reiſekoſtenvorſchriften für die preußiſchen Stantabenmien 
zuſtehenden Sätze maßgebend, wenn dieſe höher find. 


§ 3. 

(1) Ein Mitglied des Reichsrats, das auch Mitglied des Landtags oder des Reichstags 
iſt, erhält die Entſchädigung nach SS 1 und 2 nur für die Tage, an denen es an Sitzungen des 
Reichsrats teilnimmt, und nur dann, wenn ihm in ſeiner Eigenſchaft als Mitglied des Landtags 
oder des Reichstags eine Aufwandsentſchädigung für dieſe Tage nicht gezahlt wird oder wenn 
dieſe Körperſchaften nicht verſammelt ſind. Dem Mitgliede des Landtags oder des Reichstags 
für die gleichen Tage etwa zuſtehende Zuſchlagsbeträge werden auf die Entſchädigung nach 88 1 
und 2 angerechnet. 

2) Ein Mitglied des Reichsrats, das auch Mitglied des Staatsrats oder des Reichs— 
wirtſchaftsrats iſt, erhält die Entſchädigung nach SS 1 und 2 nur für die Tage, für die es in 
dieſer Eigenſchaft eine Aufwandsentſchädigung nicht erhält. 


§ 4. 
(1) Das Recht zur freien Eiſenbahnfahrt regelt ſich nach den für die Mitglieder des 
Reichsrats geltenden reichsrechtlichen Vorſchriften. 
2) Sonſtige Fahrkoſten, für die den Mitgliedern des Reichsrats nicht in anderer Eigenſchaft 
aus öffentlichen Kaſſen Erſatz geleiſtet wird, werden nach den jeweils für Dienſtreiſen der Ober- 
präſidenten geltenden Vorſchriften erſtattet. 


8 5. 
Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten auch für die Stellvertreter der von den Provinzial⸗ 
verwaltungen beſtellten Reichsratsmitglieder, ſobald fie zur Teilnahme an Sitzungen des Reichs⸗ 
rats berufen ſind. 


8 6. 
Als Unterlage für die Anweiſung der Entſchädigung ſowie des Fahrkoſtenerſatzes dient 


die Anforderung des Reichsratsmitglieds, die allmonatlich ſchriftlich beim Preußiſchen Staats⸗ 
miniſterium einzureichen iſt. 


§ 7. 

(1) Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1930 in Kraft. Die vor dem 15. Dezember 1929 
beſtellten Mitglieder des Reichsrats und ihre Stellvertreter erhalten bis zu ihrem Ausſcheiden 
oder bis zu ihrer Wiederwahl die bisher von ihnen bezogenen Entſchädigungen. 

(2) Mit dieſer Maßgabe wird die Verordnung über die Entſchädigung der von den 
preußiſchen Provinzialverwaltungen beſtellten Mitglieder des Reichsrats (§ 9 des Geſetzes vom 
3. Juni 1921) vom 7. November 1922 (Geſetzſamml. S. 441 a) in der Faſſung vom 28. Sep⸗ 
tember 1923 (Geſetzſamml. S. 448) aufgehoben. 


Berlin, den 15. Dezember 1929. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Für den Miniſterpräſidenten 
und den Finanzminiſter: 


Becker. Grzeſinski. 


Dr .Grunau,dolten.str.12%/3 
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Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. März 1929 
über die Genehmigung einer Anderung der Satzung der Oſtpreußiſchen Stadtſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 50 S. 257, ausgegeben am 14. Dezember 1929; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Mai 1929 
über die Genehmigung einer Anderung der Satzung der Oſtpreußiſchen Stadtſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 50 S. 257, ausgegeben am 14. Dezember 1929; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. November 1929 
über die Genehmigung einer Anderung der Satzung der Schleswig⸗-Holſteiniſchen Landſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 49 S. 443, ausgegeben am 7. Dezember 1929; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. November 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Berliner Verkehrsaktiengeſellſchaft in 
Berlin für den Bau und Betrieb der Unterpflaſterbahn Seeſtraße —-Ringbahnhof Tempelhof 
(Nordſüdbahn) vom Bahnhofe Seeſtraße bis zur Scharnweberſtraße in Berlin- Reinicken⸗ 
dorf und vom Ringbahnhofe Tempelhof bis zum Teltowkanal in Berlin-Tempelhof 
durch das Amtsblatt für den Landespolizeibezirk Berlin Nr. 49 S. 341, ausgegeben am 
7. Dezember 1929; 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. November 1929 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gewerkſchaft Gute Hoffnung in 
Halle a. S. für den Betrieb ihres Braunkohlenwerkes Grube Gute Hoffnung bei Roßbach 


durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 50 S. 213, ausgegeben am 14. Dezember 1929; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. November 1929 
über die Genehmigung der Anderung des § 1 der landſchaftlichen Gebührenordnung der 
Schleſiſchen Landſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Breslau Nr. 50 S. 431, ausgegeben am 14. Dezember 1929. 


Qu 


Berichtigung. 
Auf S. 193 Zeile 6 von unten muß es heißen „Gagelſtrauch“ ſtatt „Gabelſtrauch“. 
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